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Bayerische Staatskanzlei 
Referat BII 4 
Franz-Josef-Strauß-Ring 1 
80539 München          

Miesbach, 13. Juli 2026 

 

 

Stellungnahme zum Entwurf des 5. Modernisierungsgesetzes Bayern 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Vielen Dank, dass Sie uns die Gelegenheit einräumen, zum Entwurf des Fünften 
Modernisierungsgesetzes Bayern und den davon betroffenen Rechtsvorschriften Stellung zu nehmen. 
Zunächst bedauern wir, dass wir von der Bayerischen Staatskanzlei nicht im Rahmen der 
Verbandsanhörung zur Abgabe einer Stellungnahme eingeladen wurden. Wir ergreifen aber gerne 
eingeräumte die Möglichkeit, dies mit Bezug auf die Änderungen zu tun, die direkt Auswirkungen auf die 
Arbeit und Mitwirkungsmöglichkeiten von Umweltvereinigungen haben. Unsere Stellungnahme 
bezieht sich daher auf die folgenden Abschnitte des Gesetzesentwurfs. 
 
§ 2 Zif. 2:  zu Art. 24 Abs. 1 BayVwVfG: Die Änderung beschränkt die im Rahmen des UmwRG gewährten 
und die Umsetzung der für Deutschland verbindliche Aarhus Konvention maßgeblichen 
Mitwirkungsrechte von anerkannten Umweltvereinigungen in erheblichem Umfang. Die Behörde wird 
in der Änderung ermächtigt, die Einwendungen von Umweltorganisationen („Einwendungen Dritter“) 
zu negieren. Die Beurteilung, ob derartige Einwendungen sich auf „hinreichend konkret vorgetragene 
Tatsachen“ stützen, obliegt der Behörde.  
 
Die Möglichkeiten der Betroffenen derartige Beurteilung oder Einschätzung anzufechten, führen damit 
zwangsläufig zum Beschreiten des Klagewegs. Dies läuft dem vorgegebenen Ziel des 
Modernisierungsgesetzes einer „Verschlankung von Verwaltungsabläufen“ und dem 
„Bürokratieabbau“ zuwider – und wird in geradezu zynischer Weise auch in der Begründung (S. 18: „Dem 
Dritten bleibt unbenommen, um gerichtlichen Rechtsschutz nachzusuchen, falls er ein Anliegen, das 
schon im Verwaltungsverfahren nicht konkretisierbar war, gerichtlich verfolgen will.“).   
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Es liegt in der Natur der Sache, dass Naturschutzvereinigungen (oder andere „Dritte“) nicht bereits zu 
Beginn eines Verfahrens Fachgutachten oder anderweitige substantiierte Fachvorträge vorlegen 
können.  Dies umso weniger, als die dafür nötigen vollständigen Datengrundlagen oder Zugangsrechte 
in der Regel den Naturschutzvereinigungen oder anderen „Dritten“ nicht vorliegen. 
 
Der Grundsatz des Art. 24 Abs. 1 VwVfG, dass die Behörden von Amts wegen den Sachverhalt ermitteln 
(Satz 1), wird durch die Ergänzung in Abs. 1 maßgeblich beschränkt. Dies ist besonders bedenklich, da 
bereits in der jetzigen Praxis es immer wieder vorkommt, dass einzelne Behörden konkrete 
Einwendungen, selbst von beteiligten Fachbehörden, pauschal negieren und nicht beachten, bzw. den 
Sachverhalt einseitig ermitteln. Dies kommt nach unserer Erfahrung in einer Reihe von gerichtlichen 
Auseinandersetzungen insbesondere bei der Forderung auf Verträglichkeitsprüfungen im Rahmen der 
FFH-RL vor. Die Ergänzung führt unserer Ansicht nach zu einer Zunahme von Klagen, die zwangsläufig 
die Kapazitäten der „entscheidungsorientierten Beamten“ weit mehr bindet als eine gründliche 
Amtsermittlung und die Berücksichtigung von Einwendungen Dritter. 
Wir schlagen vor §2 Ziff 2 im Entwurf des 5. Modernisierungsgesetz Bayern  ersatzlos zu streichen. 
 
 
§ 2 Zif 3a) Art. 25a Abs. 3 Satz 1 BayVwVfG: Ein Vorhabenträger soll nach dem Entwurf des 
Gesetzestextes die Öffentlichkeit nicht mehr über den Inhalt einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung 
informieren, sondern nur mehr über den „wesentlichen Inhalt“ einer derartigen Beteiligung. Diese 
Einschränkung mit Bezug auf das Bundesgesetz zum Bürokratieabbau, erlaubt dem Vorhabenträger 
unter Umständen eine einseitige, lückenhafte oder willkürliche Einschränkung des zu 
veröffentlichenden Inhalts.  
 
In der Folge werden dadurch Informationsanfragen der Öffentlichkeit an die Behörden – die 
auskunftspflichtige Stellen sind – erforderlich. Dadurch werden wieder Kapazitäten in der Verwaltung 
gebunden. Die Intention des Gesetzgebers, eine Vereinfachung der Abläufe in den Behörden und eine 
Entlastung der Arbeitsläufe wird auf diese Weise konterkariert.  
Wir schlagen vor §2 Ziff 3a) im Entwurf des 5. Modernisierungsgesetz Bayern  ersatzlos zu streichen. 
 
Wir bitten Sie, unsere Anmerkungen zum Fünften Modernisierungsgesetz Bayern zu berücksichtigen 
und fachlich zu würdigen. Für weitere Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 
Dr. Christine Miller 
1. Vors. 


